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Verhaltene Stimmung im neuen Jahr  

Vorstellung der Ergebnisse der gemeinsamen Konjunkturumfrage der In-

dustrie- und Handelskammern im Ruhrgebiet zum Jahresbeginn 2026 am 

11. Februar 2026 in Dortmund  

Statement 

Heinz-Herbert Dustmann, Präsident der IHK zu Dortmund, Geschäftsfüh-

render Gesellschafter der Dula-Werke Dustmann & Co. GmbH, Dortmund  

 

Guten Tag, meine sehr geehrten Damen und Herren,  

ich heiße Sie herzlich willkommen zum Konjunktur-Pressegespräch der 

Ruhr-IHKs in Dortmund. Wir stellen Ihnen heute die Ergebnisse des 116. 

Ruhrlageberichts vor. Vereinbarungsgemäß hat unsere IHK zum Jahres-

beginn den Staffelstab als Federführer von der IHK Essen übernommen.  
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An dieser Stelle ein herzliches Dankeschön an Sie, Frau Groß, und an 

die Kolleginnen und Kollegen in Essen für ihre gute Arbeit in den vergan-

genen zwölf Monaten.  

Das konstruktive und partnerschaftliche Miteinander der einzelnen IHKs 

macht unsere IHK-Organisation so stark und verlässlich. Und natürlich gilt 

das in schwierigen Zeiten mehr denn je. An meiner Seite sitzt neben un-

serem Dortmunder Hauptgeschäftsführer Stefan Schreiber die Hauptge-

schäftsführerin der Essener IHK Kerstin Groß.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

die Wirtschaft steht mehr denn je vor vielen Herausforderungen. Wir erle-

ben eine Zeit großer Verunsicherungen. Wertebasierte Regelungen ste-

hen auf dem Prüfstand. Sie alle kennen die aktuelle weltpolitische Lage.  

Die Weltwirtschaft steht unter massivem Druck 

 durch Kriege, 

 geopolitische Konflikte 

 und eine aggressive Zollpolitik. 

Die Welt steht an einem Scheideweg. Der Krieg in der Ukraine hat die 

globale Wirtschaft und die internationale Politik in Aufruhr versetzt. Die 

Auswirkungen auf die Zollpolitik und die Freihandelsabkommen sind tief-

greifend und werden die Zukunft des globalen Handels prägen.  

Die Sanktionen gegen Russland haben zu einer Neuordnung der globalen 

Lieferketten geführt. Unternehmen müssen sich an neue Handelsbedin-

gungen anpassen, was zu höheren Kosten und Unsicherheiten führt. Die 

deutsche Wirtschaft, die stark von Exporten abhängig ist, spürt die Aus-

wirkungen erheblich. 
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Ergebnis der Konjunkturumfrage: Wirtschaftliche Lage ist weiter an-

gespannt 

Aber blicken wir auf die Ergebnisse unserer Konjunkturumfrage. Um es 

vorwegzunehmen: Die wirtschaftliche Lage ist weiter angespannt. Rund 

700 Unternehmen mit über 80.000 Beschäftigten aus dem Ruhrgebiet 

nahmen an unserer Umfrage teil, die wir vom 12. Januar bis 25. Januar 

2026 durchführten.  

Der Klimakonjunkturindex liegt aktuell bei 93 Zählern und legte im Ver-

gleich zum Herbst 2025 um einen Punkt zu, blieb aber auf dem gleichen 

Niveau wie zu Jahresbeginn 2025 mit ebenso 93 Zählern.   

 

Die Geschäftslage hat sich gegenüber den Befragungen im Herbst 2025 

und zum Vorjahreszeitraum nicht verbessert.  

 Im Vergleich zum Herbst hat sich die gegenwärtige Lage um einen 

Prozentpunkt verschlechtert. 

 Im Vergleich zum Vorjahr (Jahresbeginn 2025) um zwei Prozent-

punkte. 

Dabei sehen insbesondere die Industrie und der Handel zu jeweils 30 Pro-

zent die aktuelle Lage als schlecht. Positiver gestaltet sich die Lage im 

Dienstleistungsbereich. Dort berichten 80 Prozent der Unternehmen von 

einer guten und befriedenden Lage.   

 

Die Gründe für die verhaltene Stimmung in der Wirtschaft liegen auf der 

Hand. Branchenübergreifend bedrohen aktuell folgende Risiken die Wirt-

schaft: 

 Die geringe Inlandsnachfrage (63 Prozent), 
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 gefolgt von wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen (62 Pro-

zent), 

 Arbeitskosten (54 Prozent), 

 Energie- und Rohstoffkosten (45 Prozent) 

 sowie dem Fachkräftemangel (43 Prozent). 

Der Fachkräftemangel stand in den Vorjahren ganz oben im Ranking der 

Risikofaktoren. Der Rückgang auf 43 Prozent spiegelt die heute geringe 

Auslastung bzw. Nachfrage am Markt wider.  

 

Trumps Zollpolitik schwächt Europa 

Ich hatte eingangs schon über die aggressive Zollpolitik im vergangenen 

Jahr gesprochen. Seit Beginn der zweiten Trump-Regierung (20. Januar 

2025), die mittlerweile über ein Jahr im Amt ist, wurden: 

 transpazifische und transatlantische Handelsabkommen aufgekün-

digt oder entkernt,  

 die Welthandelsorganisation (WTO) geschwächt 

 und flächendeckende US-Strafzölle verhängt. 

Viele Länder suchen daher neue Märkte und verlässliche Handelspartner 

abseits der USA. Für die deutsche Wirtschaft werden Trumps Zölle zum 

Dauerschock. So zeigt es eine Studie vom ifo-Institut, weil sie dreifach 

wirken.  

 Die Exporte in die USA gehen zurück  

 die globale Nachfrage sinkt 

 und chinesische Produkte gehen nicht in die USA, sondern über-

schwemmen Europa. 

In Zahlen spiegeln sich die negativen Effekte wie folgt wider: 
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 Die deutsche Wirtschaftsleistung (BIP) dürfte rund 0,3 Prozent dau-

erhaft unter dem Niveau vor den Zöllen liegen, 

 die Exporte in die USA werden langfristig um durchschnittlich 15 

Prozent niedriger ausfallen 

 und Investitionen in den USA werden verschoben oder langfristig 

ganz gestrichen.  

Das belegen auch die Zahlen unserer Umfrage: 

 Lediglich 12 Prozent aller befragten Unternehmen gaben an, in die 

Zielregion „Nordamerika“ investieren zu wollen.    

 In der Vorjahresumfrage (Jahresbeginn 2025) gaben mehr als dop-

pelt so viele Unternehmen (25 Prozent) an, Investitionen in den USA 

zu tätigen.  

 

Sicherheits- und gute Wirtschaftspolitik gehen Hand in Hand 

Meine Damen und Herren,  

was heißt es konkret, wenn der wichtigste Bündnispartner sich von der 

regelbasierten Weltorientierung abwendet? Eine Ordnung, die sich auf 

gemeinsam vereinbarte Regeln, Verträge und Institutionen stützt - und die 

selbst maßgeblich von den USA nach dem Zweiten Weltkrieg aufgebaut 

wurde.  

Deutschland und Europa müssen endlich zu neuer politischer und auch 

militärischer Stärke finden. Unseren Unternehmen ist das bewusst, wir 

sehen, dass ein Umdenken eingesetzt hat.  

Die Ergebnisse unserer Umfrage zeigen, dass die Verteidigungsindustrie 

für viele Unternehmen bereits heute eine relevante Rolle spielt und zu-

nehmend an Bedeutung gewinnt.  
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Jedes siebte Industrieunternehmen (14 Prozent) produziert oder liefert 

aktuell Produkte für die Verteidigungsindustrie. Sieben Prozent der In-

dustrieunternehmen stellen sogenannte Dual-Use-Produkte her, die so-

wohl zivil als auch militärisch genutzt werden können. Weitere sieben Pro-

zent sind als Zulieferer für Hersteller militärischer oder Dual-Use-Produkte 

tätig. Ebenso sieben Prozent der Unternehmen geben an, den Einstieg in 

den Markt der Verteidigungsindustrie als interessant zu bewerten. 

Auch im Dienstleistungssektor ist das Thema Verteidigung präsent: Zehn 

Prozent der Dienstleister erbringen laut unserer Umfrage bereits Dienst-

leistungen für die Verteidigungsindustrie oder die Bundeswehr. Weitere 

13 Prozent sind bislang nicht aktiv, verfolgen den Markt jedoch mit Inte-

resse und sehen hier perspektivisch Potenzial. 

 

Vor diesem Hintergrund haben die Industrie- und Handelskammern im 

Ruhrgebiet im Jahr 2025 zahlreiche Informations- und Dialogveranstal-

tungen an der Schnittstelle von Sicherheit und Wirtschaft angeboten. Ein 

besonderes Highlight war der IT-Sicherheitstag NRW Anfang Dezember 

auf der Kokerei Hansa in Dortmund.  

Rund 800 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus der Wirtschaft informier-

ten sich dort insbesondere über aktuelle Herausforderungen und Lö-

sungsansätze im Bereich der Cybersicherheit. Die große Resonanz un-

terstreicht, wie hoch der Informationsbedarf der Unternehmen ist und wie 

eng wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und Sicherheitsfragen heute mitei-

nander verknüpft sind. 
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Positive Geschäftslage erwartet 

Es gibt weitere positive Signale aus der Wirtschaft. Sie sind zwar nicht 

stark, aber sie zeigen einen leichten Aufwärtstrend. 

Bei der erwarteten Geschäftslage: 

Vor einem Jahr bewerteten 27 Prozent ihre zukünftige Geschäftslage als 

schlecht. In der aktuellen Umfrage sind es lediglich 22 Prozent. Es 

herrscht Zuversicht.  

 

Bei der Umsatzentwicklung: 

68 Prozent der Unternehmen berichten von erhöhten bzw. unveränderten 

Umsätzen. Vor einem halben Jahr fiel dieser Wert vier Prozentpunkte ge-

ringer aus (64 Prozent), vor einem Jahr um drei Prozentpunkte (65 Pro-

zent).   

 

Erhöhtes Bruttoinlandsprodukt (BIP) erwartet 

Die positive Erwartung - auch wenn sie noch ein wenig zurückhaltend zu 

bewerten ist - lässt sich auch an der kürzlich veröffentlichten Zahl des 

Bruttoinlandsprodukts (BIP) ablesen. 

Nach zwei Jahren Rezession 

 - 0,9 Prozent im Jahr 2023 

 und - 0,2 Prozent im Jahr 2024 

ist das BIP im letzten Jahr um 0,2 Prozent gewachsen. Die Bundesregie-

rung rechnet in diesem Jahr mit einem Wachstum von 1,0 Prozent. 
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Für das kommende Jahr mit einem Plus von 1,3 Prozent, das von einer 

höheren Zahl an Arbeitstagen sowie steigenden staatlichen Investitionen 

in Aufrüstung und Infrastruktur begünstigt werden dürfte.  

 

Beflügeln könnte das Wirtschaftswachstum auch ein flexiblerer Arbeits-

markt.  

 

Das Wirtschaftsministerium plant noch in diesem Jahr, ein neues Gesetz 

zur wöchentliche Höchstarbeitszeit (statt bislang Tageshöchstarbeitszeit) 

zu verabschieden. Es soll neue Potenziale auf dem deutschen Arbeits-

markt erschließen. Vor allem soll es dem Tourismus, der Event-Branche 

und Gastronomiebetrieben helfen. 

Eine positive Maßnahme ist bereits zum 1. Januar 2026 umgesetzt wor-

den. Die dauerhafte Senkung der Mehrwertsteuer von Speisen (von 19 

auf 7 Prozent). Sie soll die arg gebeutelte Gastro-Branche nach schwieri-

gen Jahren 

 finanziell entlasten, 

 Existenzsicherungen ermöglichen 

 und die Wettbewerbsfähigkeit durch einheitliche Besteuerung (wie 

bei Take-away) stärken. 

Dass die Reduzierung der Mehrwertsteuer für eine positivere Stimmung 

in der Branche führen wird, lässt sich an unserer Umfrage deutlich able-

sen. Aktuell bewerten dreiviertel der befragten Gastro-Unternehmen (75 

Prozent) ihre zukünftige Geschäftslage überwiegend positiv. Vor einem 

halben Jahr war es nur jeder zweite Betrieb (48 Prozent).   
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Ich hatte gerade die flexiblere Arbeitszeit angesprochen. Unternehmen 

in fast allen Branchen suchen trotz der schwierigen konjunkturellen 

Lage weiterhin dringend Fachkräfte. Durch die demografische Entwick-

lung werden sich Personalengpässe in den kommenden Jahren so-

gar noch zuspitzen. Um diesen Bedarf zu decken, müssen wir alle vor-

handenen Potenziale besser nutzen. Jüngst forderte Peter Adrian, Präsi-

dent der DIHK, dass wieder mehr Beschäftigung in Vollzeit stattfinden 

muss. 

Deutschland liegt bei den geleisteten Arbeitsstunden pro Kopf im europä-

ischen Vergleich eher im unteren Bereich; die hohe Teilzeitquote von 

über 40 Prozent zeigt das deutlich. Um Arbeitszeiten zu ermöglichen, sind 

gute Angebote für Kinderbetreuung notwendig. Viele Unternehmen leis-

ten bereits ihren Beitrag, etwa durch mobiles Arbeiten oder flexible Ar-

beitszeitabsprachen. 

Der von der Bundesregierung geplante Wechsel von einer gesetzlichen 

Tageshöchstarbeitszeit hin zu einer wöchentlichen Höchstarbeitszeit 

wäre ein weiterer wichtiger Schritt, um dieses Engagement zu unterstüt-

zen. Nur wenn wir alle Potenziale mobilisieren, können wir dem Fachkräf-

temangel wirksam begegnen und unseren Wirtschaftsstandort dauer-

haft stärken.  

 

Deutsche Exporte in die EU steigen 

Es gibt noch weitere Lichtblicke für einen wirtschaftlichen Aufschwung. 

2025 wuchsen die deutschen Exporte in die EU um durchschnittlich 2,8 

Prozent. Dies glichen die Belastungen der US-Politik nahezu aus. Denn 

70 Prozent aller deutschen Exporte gehen in EU-Länder.  
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Damit ist Europa der entscheidende Stabilitätsanker für den deutschen 

Außenhandel. Doch auch im außereuropäischen Handel liegt noch viel 

mehr Potenzial. Wenn man Hemmnisse abbaut und sich aufeinander fo-

kussiert. Neue Freihandelsabkommen können die Abhängigkeit von den 

USA verringern und Europa wachsen lassen.  

Die offenen Fragen zum Mercosur-Abkommen habe ich eingangs ange-

sprochen. Aus unserer Sicht ist es enttäuschend, dass das Europaparla-

ment entschieden hat, das Handelsabkommen mit den Mercosur-Staaten 

vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) prüfen zu lassen. Die Unsicher-

heit über die Zukunft des globalen Handels lähmt Investitionen und bremst 

das Wirtschaftswachstum. Das Abkommen könnte allerdings trotzdem 

vorläufig in Kraft treten, sobald der erste Mercosur-Staat den Vertrag ra-

tifiziert hat. Dies wird für den März in Paraguay erwartet. 

 

EU und Indien rücken zusammen 

Umso erfreulicher ist es, dass sich vor zwei Wochen (28. Januar 2026) 

die Europäische Union (EU) und Indien auf ein Freihandelsabkommen 

geeinigt haben. Es ist ein besonderes Abkommen. 

Denn, wenn der größte Binnenmarkt der Welt und das bevölkerungs-

reichste Land der Welt ein Abkommen schließen, dann hat das Abkom-

men durchaus Gewicht. Die Zahlen hinter dem Abkommen sind bemer-

kenswert: 

 Ein Markt für 2 Milliarden Menschen (Indien: 1,5 Milliarden und EU 

mit knapp 500 Millionen), die nahezu ein Viertel des weltweiten Brut-

toinlandsproduktes repräsentieren – Tendenz steigend. 
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 Für mehr als 90 Prozent der EU-Exporte nach Indien wird eine Zoll-

senkung erwartet. Und auch für indische Waren in der EU fallen die 

Zölle. 

Das Abkommen mit Indien ist auch deshalb so bedeutsam, da sich der 

Subkontinent aufmacht, die viertgrößte Volkswirtschaft der Welt zu wer-

den. 

Auch die deutsche Autoindustrie wird 

 von diesem wachsenden Markt, 

 einem einfacheren Zugang 

 und freiem Handel profitieren. 

Das Abkommen ist ein starkes Signal gegenüber der US-Zollpolitik und 

der chinesischen Politik.   

 

Eines der größten Rechenzentren Deutschlands zwischen Hamm 

und Lippetal   

Kommen wir zurück zu unserer Konjunkturumfrage und auf das wichtige 

Thema der Flächenpolitik. Wie wichtig eine kluge und vorausschauende 

Flächenpolitik für die Zukunft ist, sehen wir derzeit östlich von Hamm.  

Sie kennen alle das jüngste Projekt in der Gemeinde Lippetal. Der Inves-

tor Blackstone hat angekündigt, einen Rechenzentrum-Campus mit etwa 

27 Hektar und einer Investition von 4 Milliarden Euro realisieren zu wollen. 

Die späteren Mieter des Rechenzentrums werden nach Fertigstellung 

noch einmal 4 bis zu 8 Milliarden Euro investieren. Läuft alles nach Plan, 

wird das Rechenzentrum ab 2030 an den Start gehen können.  

Dieses Projekt ist ein wunderbares Beispiel für die 
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 Stärkung der regionalen Wirtschaft, 

 zur Schaffung von Arbeitsplätzen 

 und zur Beschleunigung des digitalen Wandels. 

Dies verdient ein besonderes Lob an die verantwortlichen Akteure und 

unterstreicht die Bedeutung einer vorausschauenden Flächenpolitik.  

In unserer Umfrage haben wir unsere Unternehmen zum Thema “Flä-

chenpolitik” gesondert befragt. Hierzu wird nun unser IHK-Hauptge-

schäftsführer Stefan Schreiber näher ausführen. Herr Schreiber, Sie ha-

ben das Wort. 

 

Statement: Stefan Schreiber zur Sonderfrage Flächenpolitik 

Vielen Dank Herr Dustmann. In unserer Umfrage haben wir eine Sonder-

frage zur aktuellen Flächenpolitik in unseren Städten und Kommunen ge-

stellt. Vier von zehn Unternehmen gaben bereits jetzt an, dass die vor-

handenen Gewerbeflächen für die Ansiedlung und das Wachstum von 

Betrieben nicht ausreichend sind. Das ist ein ziemlich hoher Wert, wenn 

man bedenkt, dass:  

 größere Investitionen und Erweiterungen in der gegenwärtig 

schwierigen wirtschaftlichen Lage für viele Unternehmen sowieso 

nicht infrage kommen  

 konkrete Investitionspläne nur dann reifen, wenn geeignete Flächen 

bereits zur Verfügung stehen,  

 und die Flächenentwicklung in vielen Kommunen zehn bis 15 Jahre 

Zeit in Anspruch nimmt.  
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Soll heißen: Kluge und erfolgreiche Flächenpolitik ist vorausschauende 

Flächenpolitik. Kommunen, die in der Zukunft für Unternehmen attraktiv 

sein wollen, müssen jetzt handeln und die richtigen Weichen stellen.  

 

Flächen für Gewerbe- und Industriegebiete sind knapp  

Gewerbe- und Industriegebiete bleiben das Rückgrat der wirtschaftlichen 

Entwicklung. Vor allem dort entstehen neue Arbeitsplätze. Doch die Flä-

chen dafür werden immer knapper. Das zeigt der Gewerbeflächenmarkt-

bericht der Business Metropole Ruhr GmbH (BMR). 

Zwischen Mitte 2021 und Ende 2023 wurden im Ruhrgebiet jährlich rund 

185 Hektar an Gewerbe- und Industrieflächen entwickelt und vermarktet; 

rund 70 Prozent davon waren Brachflächen, also industriell vor genutzte 

Flächen. In Städten wie Dortmund, Duisburg, Essen und Gelsenkirchen 

wurden nahezu ausschließlich brachgefallene Flächen verwertet. Insge-

samt konnten so 550 Unternehmen angesiedelt werden. 

Durch eine vorausschauende Flächenpolitik hätte die Standortverlage-

rung von drei Unternehmen aus unserer IHK-Region, die ich beispielhaft 

nenne, verhindert werden können.  

Beispiel Microsonic  

 Als Ultraschall-Spezialist im Jahr 1990 im Technologiezentrum 

Dortmund gestartet. 

 Seit 2015 hat das Unternehmen seinen Sitz am Phoenix-See. 

 Die Flächen wurden zu klein. 

 Man wollte mehr Arbeitsplätze schaffen. 

 Es wurden Gespräche mit der Stadt / Wirtschaftsförderung geführt.  

 Auf offene Ohren ist das Unternehmen nicht gestoßen. 
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 Das Thema wurde öffentlich. 

 Nun hat die Wirtschaftsförderung Kontakt mit dem Unternehmen 

aufgenommen. 

 Der Ausgang ist noch nicht klar. 

 

Beispiel Citybäcker 

 Eine Traditionsbäckerei in Dortmund, seit 66 Jahren. 

 Aktuell produziert Citybäcker in Dortmund-Dorstfeld auf 3.500 

Quadratmetern. 

 In Witten wurde ein größeres Grundstück mit 7.500 Quadratmetern 

gefunden. 

 15 Filialbetriebe sollen in Dortmund bestehen bleiben. 

 

Beispiel Wilbrand 

 Ein Familien- und Fachbetrieb für Sanitär, Heizung und Klima 

 Die Flächen wurden zu klein. 

 Über 50 Mitarbeiter, der Jahresumsatz liegt bei 7,6 Millionen Euro 

 Die Stadt konnte keine freien Flächen anbieten. 

 Jetzt erfolgt der Umzug nach Holzwickede 

 

Wir als IHK warnen vor Denk- und Planungsverboten. 

 Altflächen zu entwickeln, reicht nicht aus. 

 Neuplanungen dauern rund 15 Jahre. 

 Kein Unternehmen wartet so lange. 
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Weiter im Statement: IHK-Präsident Dustmann 

Vielen Dank Herr Schreiber für Ihre Ausführungen. Zum Schluss möchte 

ich noch auf unseren Wirtschaftsfächengipfel.Ruhr eingehen. 

 

Wirtschaftsflächengipfel.RUHR 2026 am 22. April 2026 

Am 22. April 2026 werden die Ruhr-IHKs gemeinsam 

 mit den Handwerkskammern und Kreishandwerkerschaften an der 

Ruhr 

 sowie mit der Business Metropole Ruhr GmbH 

den Wirtschaftsflächengipfel.Ruhr 2026 veranstalten. Der Gipfel, der bei 

dem Dortmunder Pumpenhersteller WILO stattfinden wird, widmet sich ei-

ner der drängendsten wirtschafts- und strukturpolitischen Herausforde-

rungen der Region: der zunehmenden Verknappung wirtschaftlich nutz-

barer Flächen im Ruhrgebiet – mit weitreichenden Folgen für Investitio-

nen, Neuansiedlungen und die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts-

raums. 

Besonders freuen wir uns, dass NRW-Wirtschaftsministerin Mona Neu-

baur mit einem Impulsvortrag die zentralen Perspektiven der Landesre-

gierung vorstellen wird. 

Auf dem Gipfel werden wir Wege zur Mobilisierung und Entwicklung zu-

kunftsfähiger Gewerbe- und Industrieflächen diskutieren und den Dialog 

zwischen Politik, Wirtschaft und Verwaltung weiter stärken. Flankierend 

veröffentlichen die beteiligten Wirtschaftsorganisationen ein gemeinsa-

mes Positionspapier der regionalen Wirtschaft. 
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Meine Damen und Herren,  

lassen Sie mich abschließend noch kurz auf die neue IW-Studie zur  

Lebensqualität in Metropolregionen verweisen. Darin schneidet das Ruhr-

gebiet hervorragend ab, es belegt nämlich den ersten Platz – vor dem 

Rheinland und deutlich vor Hamburg oder etwa München.  

Auftraggeber der Studie war der RVR – und natürlich muss man so eine 

Studie auch entsprechend einordnen. Selbstverständlich ist im Ruhrge-

biet nicht alles spitze, aber genauso wenig ist hier – wenn man nun an 

andere Städte-Ranglisten denkt – alles schlecht.  

Wie die Studie detailliert zeigt, stellen die dichte Infrastruktur, zahlreiche 

Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen sowie viele Freizeit- 

und Kulturangebote einen großen Wert dar. Hier wollen viele Fachkräfte 

mit ihren Familien wohnen. Und darauf dürfen wir zurecht etwas stolz 

sein.  

 

So viel für den Augenblick. Wir freuen uns jetzt auf Ihre Fragen! 


